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11. Gesetz: Verfassung der Bundeshauptstadt Wien (Wiener Stadtverfassung - WSt V); Änderung. 

11. 

Gesetz vom 12. Dezember 1986, mit dem die 
Verfassung der Bundeshauptstadt Wien (Wie­
ner Stadtverfassung - WStV) geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Verfassung der B~ndeshauptstadt Wien 
(Wiener Stadtverfassung - WStV}, LGBI. für 
Wien Nr. 28/1968, in der Fassung der Kundma­
chung LGBI. für Wien Nr. 11/1970 und der 
Gesetze LGBI. für Wien Nr. 33/1976, 19/1977, 
12/1978, 30/1979, 30/1983, 33/1984und 34/1984 
wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 1 hat zu lauten: 

„(1) Zur Besorgung der Aufgaben der Gemeinde 
sind als Organe berufen: 

1. der Gemeinderat, 
2. der Stadtsenat, 
3. der Bürgermeister, 
4. die amtsführenden Stadträte, 
5. die Gemeinderatsausschüsse, 
6. die Kommissionen des Gemeinderates, 
7. die Bezirksvertretungen, 
8. die Bezirksvorsteher, 
9. die Ausschüsse der Bezirksvertretungen, 

10. der Berufungssenat, 
11. der Magistrat." 

2. § 48 c Abs. 6 hat zu lauten: 

„( 6) Dem Vorsitzenden obliegt es, die Bescheide 
des Berufungssenates zu unterfertigen sowie im 
Verfahren vor dem Verfassungs- oder V erwal­
tungsgerichtshof die Akten des Verwaltungsverfah­
rens vorzulegen, die zu erstattenden Gegenschrif­
ten und Stellungnahmen zu unterfertigen und die 
Vollmachten der den Berufungssenat vertretenden 
Org~ne 11.uszustellen. Mit der Unterfertigung dieser 
Schriftstücke kann der Vorsitzende einen Beisitzer 
beauftragen." 

3. § 63 hat zu lauten: 

„Gelöbnis der Mitglieder 
s 63 

Die Mitglieder der Bezirksvertretung und der 
allenfalls der Bezirksvertretung nicht angehörende 
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Bezirksvorsteher haben bei ihrem Amtsantritt dem 
Bürgermeister oder einem von ihm' ermächtigten 
Vertreter die getreue Erfüllung ihrer Pflichten zu 
geloben. Die Verweigerung des Gelöbnisses oder 
dessen Ablegung unter Bedingungen hat den Ver­
lust des Amtes zur Folge." 

4. § 64 Abs. 1 hat zu lauten: 

,„(1) Die ~itzi:ngen der Bezirksvertretung sind 
mindestens in 1edem Vierteljahr einmal vom 
Bezirksvorsteher einzuberufen und unter seinem 
Vorsitz oder dem seines Stellvertreters abzuhalten. 
Gehört der Bezirksvorsteher nicht der Bezirksver­
tretung an(§ 61 b Abs. 1), so ist ein eigener Vorsit­
zender nach den für die Wahl des Bezirksvorste­
hers geltenden Bestimmungen zu wählen. Die Sit­
zungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist aus­
zuschließen, wenn es mindestens ein Fünftel der 
Mitglieder der Bezirksvertretung verlangt und es 
die Bezirksvertretung nach Entfernung der Zuhö­
rer beschließt oder wenn der Bezirksvorsteher dies 
anordnet und die Bezirksvertretung nach Entfer­
nung der Zuhörer nicht anderes beschließt. Von 
Sitzungen der Bezirksvertretung, in denen der Vor­
anschlag oder der Rechnungsabschluß für den 
Bezirk behandelt wird, darf die Öffentlichkeit nicht 
ausgeschlossen werden. Zur Beschlußfähigkeit ist 
die Anwesenheit von wenigstens einem Drittel der 
Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit der Stimmberechtigten gefaßt." 

5. § 65 hat zu lauten: 

„Sistierung von Beschlüssen 
s 65 

Wenn eine Bezirksvertretung oder ein Ausschuß 
der Bezirksvertretung Beschlüsse faßt, welche 
gegen ein Gesetz oder gegen Beschlüsse des -
Gemeinderates verstoßen oder den Wirkungsbe­
reich der Bezirksvertretung oder des Ausschusses 
der Bezirksvertretung überschreiten oder nach der 
Ansicht des Bezirksvorstehers wichtige Interessen 
des Bezirkes verletzen, ist er verpflichtet, ihre Aus­
führung aufzuschieben und hierüber innerhalb von 
14 Tagen die Entscheidung des Bürgermeisters ein­
zuholen, welchem auch seinerseits das Recht 
zusteht, in solchen Fällen mit der Sistierung vorzu­
gehen. und innerha~b der gleichen Frist die Angele­
genheit dem Gemeinderat zur Entscheidung vorzu­
legen." 
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